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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates über die Vergabe von indu- 
striellen Entwicklungsverträgen durch die Gemeinschaft. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 24. Juli 1972 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druti: Budidrudterei R. Mädel, Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 


Bonn, den 8. August 1972 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Vergabe von industriellen Entwicklungsverträgen 
durch die Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN- 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päisdien Wirtsdiaftsgemeinsdiaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

gestützt auf den Vorsdilag der Kommission, 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments, 

gestützt auf die Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses, 

in Erwägung der nachstehenden Gründe: 

Zu den Aufgaben der Gemeinschaft gehört ins- 
besondere die Förderung einer harmonischen Ent- 
wicklung der wirtschaftlichen Tätigkeit und einer 
ständigen und ausgewogenen Wirtschaftsauswei- 
tung. 

Eine solche harmonisdie Entwicklung erfordert 
ständige Bemühungen um den tedinologischen Fort- 
schritt in der Industrie der Gemeinschaft. 

Diese Bemühungen erfordern insbesondere Ent- 
wicklungsarbeiten zur Auswertung der bereits vor- 
handenen Kenntnisse und Forschungsergebnisse, 
wenn Aussichten bestehen, daß sie in absehbarer 
Zeit genutzt werden können. 

Dieses Stadium des industriellen Innovationspro- 
zesses ist mit hohen technischen und finanziellen 
Risiken verbunden, die die Möglichkeiten der Un- 
ternehmen oft übersteigen und eine Unterstützung 
der Unternehmen bei ihren Bemühungen um den 
technologischen Fortschritt durch die öffentliche 
Hand ist daher unter bestimmten Bedingungen ge- 
rechtfertigt. 

Derartige öffentliche Unterstützungsmaßnahmen 
zugunsten der industriellen technologischen Ent- 
wicklung bestehen auch in den einzelnen Ländern 
der Gemeinschaft. 

Auf dem Gebiet der technologischen Entwicklung 
ist jedoch die Zusammenarbeit zwischen Unterneh- 
men verschiedener Mitgliedstaaten bei Wahrung der 
Wettbewerbsregeln des Vertrags Träger einer 
rascheren und gesicherteren Entwicklung der euro- 
päischen Industrie und daher eine notwendige Er- 
gänzung der auf nationaler Ebene unternommenen 
Anstrengungen; das geeignete Mittel zur Unter- 
stützung der in Zusammenarbeit zwischen Unterneh- 
men verschiedener Mitgliedstaaten durchgeführten 
Vorhaben. 

Nach den in den Mitgliedstaaten gemachten Er- 
fahrungen ist es angebracht, daß die Unterstützung 


von Vorhaben auf dem Gebiet der industriellen 
technologischen Entwicklung durch die Gemeinschaft 
in Form von Darlehen erfolgt und nur im Falle 
einer Nutzung der Ergebnisse der Vorhaben zurück- 
zuzahlen sind; solche Darlehen, die im allgemeinen 
nidit die gesamten Entwicklungskosten decken, er- 
leichtern den Unternehmen zwar die Übernahme der 
außerordentlichen technologischen und finanziellen 
Risiken dieses Stadiums des industriellen Innova- 
tionsprozesses, überlassen ihnen aber gleichzeitig 
einen Teil der Last des Risikos und halten damit ihre 
finanzielle Verantwortung für die Wahl und die 
sachgemäße Ausführung der Vorhaben aufrecht. 

Das geeignetste Instrument für die Gewährung 
solcher Darlehen sind von der Gemeinschaft verge- 
bene industrielle Entwicklungsverträge, die aus dem 
Haushalt der Gemeinschaft finanziert werden. 

Die Prüfung der Vorhaben und die Vergabe der 
gegebenenfalls in Aussicht zu nehmenden Verträge 
erfordern eine eingehende Ermittlung der techni- 
schen, finanziellen und kommerziellen Merkmale 
der Vorhaben; desgleichen macht die Abwicklung 
der Verträge die Herstellung enger Kontakte mit 
den beteiligten Unternehmen notwendig; daher ist 
es angebracht, mit der Vorbereitung und Abwick- 
lung der Verträge eine Stelle zu beauftragen, die 
über besondere Erfahrungen auf diesem Gebiet ver- 
fügt, wobei die Entscheidungsbefugnis jedoch in den 
Händen der Kommission bleibt. 

Die Europäische Investitionsbank ist auf Grund 
ihrer Organisation und ihrer Erfahrung auf dem 
Gebiet der Finanzierung von Industrievorhaben be- 
sonders geeignet für die Vorbereitung und die Ab- 
wicklung solcher Verträge. 

Der Gründungsvertrag enthält keine Bestimmun- 
gen über die Handlungsbefugnisse, die für die Ver- 
gabe von industriellen Entwicklungsverträgen durch 
die Gemeinschaft erforderlich sind; infolgedessen 
stützt sich diese Verordnung auf Artikel 235 des 
Gründungsvertrags - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Zweck und Auswahlkriterien 

Artikel 1 

Die Gemeinschaft kann gemäß den nachstehenden 
Bestimmungen von den Unternehmen ausgehende 
technologische Entwicklungsvorhaben, die für die 
Integration die wirtschaftliche und soziale Entwick- 
lung der Gemeinschaft von wesentlichem Interesse 
sind, durch den Abschluß von industriellen Entwick- 
lungsverträgen, im folgenden „Gemeinschaftliche 
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Entwicklungs Verträge" genannt, unterstützen, die 
die Form von im Erfolgsfalle rückzahlbaren Dar- 
lehen besitzen. 

Artikel 2 

Die gemeinschaftlichen Entwicklungsverträge haben 
die Entwicklung neuer Erzeugnisse oder Herstel- 
lungsverfahren zum Gegenstand. 

Unter Entwicklung sind diejenigen Entwicklungs- 
arbeiten zu verstehen, die auf der Grundlage von 
innerhalb oder außerhalb der Gemeinschaft bereits 
vorhandenen Kenntnissen oder konkreten For- 
schungsergebnissen unternommen werden und die 
bis zum Stadium vor der Aufnahme der Serienfer- 
tigung reichen können. Diese Arbeiten können die 
Durchführbarkeits- und Vorentwicklungsstudien um- 
fassen. 

Artikel 3 

Gemeinschaftliche Entwicklungsverträge können für 
Vorhaben abgeschlossen werden, die den nachste- 
henden Kriterien entsprechen: 

a) Sie müssen die Schaffung oder die erstmalige 
Verwendung eines neuen Erzeugnisses oder neuen 
Verfahrens zum Gegenstand haben; ein Erzeugnis 
oder Verfahren gilt als neu, wenn es in der Gemein- 
schaft noch nicht hergestellt oder wirtschaftlich ver- 
wertet wird. 

b) Sie müssen von hinreichender volkswirtschaft- 
licher Bedeutung sein, was insbesondere dann der 
Fall ist, wenn durch sie ein gesamtwirtschaftlich 
und sozial wichtiger Bedarf erstmals oder in wesent- 
lich verbesserter Form gedeckt und / oder eine we- 
sentliche Produktivitätssteigerung erwartet werden 
kann. 

c) Sie müssen angemessene Aussicht auf techni- 
schen Erfolg bieten und mittelfristig einen greifba- 
ren wirtschaftlichen Nutzen erwarten lassen. 

d) Sie müssen mit einem so erheblichen technolo- 
gischen und finanziellen Risiko verbunden sein, daß 
ihre Durchführung ohne Unterstützung durch die 
öffentliche Hand nur verzögert zu erwarten ist. 

e) Sie müssen zu einem erheblichen Teil in der 
Gemeinschaft durdigeführt werden. 

f) Sie müssen im Rahmen einer Zusammenarbeit 
zwischen Unternehmen aus verschiedenen Gemein- 
schaftsländern vorgelegt und verwirklicht werden. 

Artikel 4 

Auf Vorschlag der Kommission kann der Rat durch 
einen mit qualifizierter Mehrheit gefaßten Beschluß, 
der im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
veröffentlicht wird, Gebiete von öffentlichem Inter- 
esse bestimmen, auf denen die Entwicklung neuer 
Erzeugnisse oder Verfahren erforderlich ist. 

Die von den Unternehmen auf diesen Gebieten vor- 
gelegten Vorhaben müssen den in Artikel 3 dieser 


Verordnung auf geführten Kriterien entsprechen. 
Jedoch ist in diesem Falle die Zusammenarbeit zwi- 
schen Unternehmen aus verschiedenen Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaft nicht erforderlich. 

Prüfungs- und Beschlußfassungsverfahren 

Artikel 5 

Die Anträge werden von den interessierten Unter- 
nehmen an die Europäische Investitionsbank, nach- 
stehend „die Bank" genannt, gerichtet. Sie müssen 
nach Maßgabe der in den Artikeln 2, 3 und 4 dieser 
Verordnung festgelegten Bedingungen und Kriterien 
begründet werden und mit allen sonstigen sach- 
dienlichen Angaben versehen sein. 

Die Anträge müssen ein Programm und einen Zeit- 
plan für die Durchführung des Vorhabens, eine de- 
taillierte Kostenschätzung sowie einen Finanzie- 
rungsplan umfassen, der insbesondere auch die ge- 
gebenenfalls auf nationaler Ebene gewährten Bei- 
hilfen einschließt. 

Artikel 6 

Die Unternehmen, die die Vergabe eines kommuni- 
tären Vertrags beantragen, müssen eine gesunde 
Finanzlage nachweisen. 

Artikel 7 

Die Bank führt unter Bedingungen, die die Wahrung 
des Geschäftsgeheimnisses gewährleisten, die Prü- 
fung der Unterlagen durch und holt dafür, wenn not- 
wendig, Expertengutachten ein. Sie konsultiert die 
zuständigen nationalen Stellen der Mitgliedstaaten, 
in denen die betreffenden Unternehmen ihren Sitz 
haben. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
die zuständigen nationalen Stellen mit. 

Artikel 8 

Die Bank legt der Kommission die ihr übermittelten 
Anträge zusammen mit einer Stellungnahme zur 
Entscheidung vor. Im Falle einer positiven Entschei- 
dung der Kommission schließt die Bank für Rech- 
nung und auf Gefahr der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft die gemeinschaftlichen Entwicklungs- 
verträge mit den betreffenden Unternehmen ab. 

Finanzbestimmungen 

Artikel 9 

Die gemeinschaftlichen Entwicklungsverträge wer- 
den in Form von Darlehen mit einem Zinssatz von 
jährlich 3 v. H. abgeschlossen. Dieser Zinssatz kann 
vom Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifi- 
zierter Mehrheit geändert werden. 

Die Laufzeit des Darlehens und die rückzahlungsfreie 
Zeit werden auf Grund der Merkmale des Vorhabens 
festgelegt. 

Die erste Kapitalrückzahlung wird nach Maßgabe 
des voraussichtlichen Zeitpunkts für die ersten Ver- 
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kaufe, die erstmalige gewerbliche Nutzung oder die 
erstmalige Übertragung von Patenten oder Lizen- 
zen für die betreffenden Erzeugnisse oder Verfah- 
ren festgelegt. 

Artikel 10 

Auf Antrag der begünstigten Unternehmen kann die 
Bank im Falle einer Verzögerung der ersten Ver- 
käufe, der erstmaligen gewerblichen Nutzung oder 
der Übertragungen von Patenten oder Lizenzen 
Terminaufschübe gewähren. 

Ferner kann die Bank im Verlaufe der Rückzahlung 
die verbleibenden Fälligkeiten hinausschieben oder 
die Beträge im Einvernehmen mit der Kommission 
erlassen, wenn die Ergebnisse des Vorhabens erheb- 
lich von den bei Abschluß des Vertrages erwarteten 
Ergebnissen abweichen. 

A rt i k e 1 11 

Falls die Entwicklungsarbeiten nicht zu Verkäufen, 
gewerblichen Nutzungen oder Übertragungen von 
Patenten oder Lizenzen geführt haben, befreit die 
Bank die vertragschließenden Unternehmen, nach 
Anerkennung der von diesen vorgetragenen Be- 
gründungen im Einvernehmen mit der Kommission 
von der Rückzahlung des gewährten Darlehens. In 
diesem Falle verzichten die vertragsabschließenden 
Unternehmen auf eine Fortsetzung der Entwicklungs- 
arbeiten auf dem unter den Vertrag fallenden Ge- 
biet für eine Dauer von fünf Jahren, gerechnet von 
dem Tage, ah dem sie von ihrer Rückzahlungs Ver- 
pflichtungen befreit worden sind. 

Wenn die Unternehmen im Laufe dieser fünf Jahre 
die Arbeiten auf dem unter den Vertrag fallenden 
Gebiet wiederaufzunehmen wünschen oder wenn 
sie Lizenzen oder Patente an den aus der Durch- 
führung dieses Vertrages hervorgehenden Kennt- 
nissen übertragen, beziehungsweise selbst verwer- 
ten, tritt ihre Rückzahlungsverpflichtung wieder in 
Kraft; die entsprechenden Bedingungen werden mit 
der Bank ausgehandelt. 

Artikel 12 

Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft wird 
der Art des Vorhabens und der finanziellen Stärke 
der vertragsschließenden Unternehmen angepaßt; 
sie darf 70 v. H. der Kosten des Vorhabens nicht 
überschreiten. Jedoch kann sie in den in Artikel 4 
Abs. 1 vorgesehenen Fällen bis zu 100 v. H. der 
Kosten des Vorhabens betragen. 

Abwicklungsmodalitäten 

Artikel 13 

Die Bank überwacht die Durchführung jedes Ver- 
trages. 

Im Falle einer Zusammenarbeit zwischen mehreren 
Unternehmen benennen die Unternehmen, die einen 


gemeinschaftlichen Entwicklungsvertrag abschließen, 
einen gemeinsamen Korrespondenten, der beauf- 
tragt ist, die verwaltungstechnische Durchführung 
des Vertrages zu koordinieren und die Verbindun- 
gen mit der Bank wahrzunehmen. 

Die Bank und die vertragschließenden Unternehmen 
können im Laufe der Abwicklung des Vertrags die 
Durchführungsmodalitäten in gegenseitigem Einver- 
nehmen ändern. Für eine Änderung der Ziele ist die 
Zustimmung der Kommission erforderlich. 

Die vertragschließenden Unternehmen teilen der 
Bank sofort schriftlich jeden Umstand mit, der für 
die Durchführung des Vertrags von Bedeutung ist. 
Sie berichten der Bank regelmäßig über den Stand 
des Vorhabens. 

Sie müssen jedem Verlangen, am Ort der Durch- 
führung des Vertrags eine Besichtigung nach den 
im Vertrag vorgesehenen Modalitäten vorzunehmen, 
entsprechen. 

Artikel 14 

Die gemeinschaftlichen Entwicklungsverträge kön- 
nen von der Bank im Einvernehmen mit der Kommis- 
sion gekündigt werden, wenn der Vertrag oder ein 
Teil desselben von einem der vertragschließenden 
Unternehmen nicht durchgeführt wird oder wenn 
eines der Unternehmen absichtlich oder aus Nach- 
lässigkeit bei Beantragung des Vertrages unrichtige 
Angaben gemacht hat oder wenn die Vertragsbe- 
stimmungen über die Verwendung des Darlehens, 
den Fortschritt der Arbeiten, die Übermittlung der 
Berichte und die Kontrolle von einem der vertrag- 
abschließenden Unternehmen nicht eingehalten wor- 
den sind, ln diesem Falle wird der Restxier zurück- 
zuzahlenden Beträge, unbeschadet einer Verfolgung 
wegen etwaiger Schadensersatzansprüche sofort 
fällig. 

Regelung betreffend die Kenntnisse 

Artikel 15 

Die vertragschließenden Unternehmen sind Eigen- 
tümer der patentierten oder nicht patentierten 
Kenntnisse, die sie bei der Entwicklung der Erzeug- 
nisse oder Verfahren mit Hilfe der gemeinschaft- 
lichen Entwicklungsverträge erworben haben. 

Sie müssen diese Erzeugnisse oder Verfahren unter 
Bedingungen, die dem allgemeinen Interesse ent- 
sprechen, zu einem wesentlichen Teil in der Gemein- 
schaft verwerten. 

Wenn diese Verpflichtung innerhalb von fünf Jah- 
ren, gerechnet von dem im Vertrag vorgesehenen 
ersten Rückzahlungstermin nicht eingehalten wird, 
kann die Bank verlangen, daß die vertragschließen- 
den Unternehmen an Personen oder Unternehmen 
der Gemeinschaft, die darum ersuchen, zu kommer- 
ziellen Bedingungen Lizenzen erteilen. 

Bei den in Artikel 4 genannten Vorhaben und so- 
fern die Finanzierung 80 v. H. der Kosten des Vor- 
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habens übersteigt, müssen sich die vertragschlie- 
ßenden Unternehmen verpflichten, leistungsfähigen 
und interessierten Unternehmen und Personen der 
Gemeinschaft die patentierten oder nicht patentier- 
ten Kenntnisse zur Verfügung zu stellen, die für die 
Nutzung der durch die gemeinschaftlichen Entwick- 
lungsverträge geförderten Erzeugnisse oder Ver- 
fahren notwendig sind. Für diesen Fall gelten die in 
den Verträgen festgelegten Bedingungen, wobei 
der finanzielle und technologische Beitrag der ver- 
tragschließenden Unternehmen zu berücksichtigen 
sind. 

Schlußbestimmungen 

Artikel 16 

Die Bank wickelt die gemeinschaftlichen Entwick- 
lungsverträge nach Maßgabe der Bestimmungen 
einer mit der Kommisison zu treffenden Überein- 
kunft ab. 

Artikel 17 

Die für die Vergabe gemeinschaftlicher Entwick- 
lungsverträge notwendigen Mittel werden jährlich 
in den Haushalt der Europäischen Gemeinschaften 
eingesetzt. 

Die Zinsen und Rückzahlungen werden nach Maß- 
gabe ihres voraussichtlichen Eingangs in den Haus- 
halt der Europäischen Gemeinschaften als Einnah- 
men eingesetzt. 

Artikel 18 

Die Kommission stellt der Bank jeweils nach Geneh- 
migung eines Antrags auf Vergabe eines gemein- 
schaftlichen Entwicklungsvertrags im Rahmen des 
für diese in Artikel 8 vorgesehenen Verfahrens die 
entsprechenden Finanzmittel zur Verfügung. 


Die Bank überweist der Kommission regelmäßig die 
von den vertragschließenden Unternehmen gezahl- 
ten Zinsen und geleisteten Rückzahlungen. 

Artikel 19 

Gemäß den Bestimmungen der Haushaltsordnung 
nimmt die Kommission die Mittelbedingung und die 
Auszahlungsanordnung für die in Artikel 18 Abs. 1 
vorgesehenen Zahlungen zugunsten der Bank vor. 

Die Kommission stellt für die in Artikel 18 Abs. 2 
genannten Überweisungen die entsprechenden An- 
nahmeanordnungen aus. 

Gemäß den Bestimmungen der Haushaltsordnung 
zieht die Kommission die haushaltsmäßigen Konse- 
quenzen aus den Beschlüssen, die sie im Rahmen 
der Artikel 10 und 19 dieser Verordnung faßt. 

Artikel 20 

Bei Abschluß jedes Haushaltsjahres übermittelt die 
Bank der Kommission einen Bericht über die Aus- 
führung ihres Mandats und die Verwaltung der 
Geldmittel. 

Die Kommission fügt den Bericht der Bank gegebe- 
nenfalls zusammen mit ihrer Stellungnahme der 
Haushaltsrechnung der Gemeinschaft bei. 

Artikel 21 

Die Kommission übermittelt dem Rat und dem Euro- 
päischen Parlament jährlich einen Bericht über die 
Anwendung dieser Verordnung. 

Artikel 22 

ln den gemeinschaftlichen Entwicklungsverträgen 
wird für alle Streitfälle die sich im Zusammenhang 
mit diesen Verträgen zwischen den vertragschlie- 
ßenden Parteien ergeben, die Zuständigkeit des Ge- 
richtshofs der Europäischen Gemeinschaften festge- 
legt. 
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Begründung 


L Ziele des vorgeschlagenen Mechanismus 
und Kriterien für die Auswahl der Vorhaben 

In ihrem Memorandum zur Industriepolitik hat die 
Kommission betont, daß die wirtsdiaftlichen und 
sozialen Bedürfnisse der Europäischen Gemeinschaft 
sowie die derzeitigen Anstrengungen in den mit 
der Gemeinschaft unmittelbar konkurrierenden Län- 
dern es erforderlich machen, den technologischen 
Entwicklungsprozeß der Gemeinschaftsindustrie zu 
verbessern. Das Memorandum stellt darüber hinaus 
den Versuch dar, eine Reihe von Leitlinien für die 
auf nationaler Ebene wie auf Gemeinschaftsebene 
durchzuführenden Aktionen zu entwickeln. Unter 
den dort gemachten Vorschlägen findet sich auch 
die Vergabe von „gemeinschaftlichen industriellen 
Entwicklungsverträgen'', welche die Innovation und 
die technologische Entwicklung in der Industrie der 
Gemeinschaft fördern sollen. 

Schon im zweiten Programm für die mittelfristige 
Wirtschaftspolitik war betont worden, daß bei 
mittelgroßen Vorhaben Beihilfen zugunsten indu- 
strieller Initiativen, die lange und risikoreiche In- 
vestitionen auf einem neuen Gebiet erfordern, eines 
der geeignetesten Instrumente darstellen. 

Der Ministerrat der Gemeinschaft hat ferner im 
dritten Programm für die mittelfristige Wirtschafts- 
politik^) folgendes erklärt: „Hinsichtlich der Förde- 
rung des technischen Fortschrittes sollte - wie von 
der Kommission vorgeschlagen - in bestimmten Fäl- 
len die Möglichkeit vorgesehen werden, auf Gemein- 
schaftsebene Verträge zwischen der öffentlichen 
Hand und der Industrie zur Entwicklung und Her- 
stellung neuer Ausrüstungsgüter zu schließen, wel- 
che einen Markt voraussetzen oder Risiken enthal- 
ten, die den nationalen Rahmen sprengen. In diesen 
Verträgen sollten die gegenseitigen Verpflichtungen 
der Öffentlichen Hand und der Industrie klar festge- 
legt werden, um zu vermeiden, daß Unternehmen 
ohne genaue . Vereinbarung über die anzustrebenden 
Ziele subventioniert werden." 

Die Probleme der technologischen Förderung sind 
von der Gruppe „Industriepolitik'' des Rats einer 
ersten Prüfung unterzogen worden; diese hat in 
ihrem Bericht vom 30. März 1971 an den Ausschuß 
der Ständigen Vertreter anerkannt, daß eine Lösung, 
wie sie von der Kommission angeregt wird, eine auf- 
merksame Prüfung verdiene. 

Zu diesem Zweck hat die Kommission eingehende 
Beratungen mit den verschiedenen Sozialpartnern, 
den zuständigen nationalen Stellen und einer An- 
zahl Industrieunternehmen geführt, um das genaue 
Anwendungsgebiet für die diesbezüglichen kommu- 
nitären Interventionen abzugrenzen. Sie ist dabei zu 
folgenden Schlußfolgerungen gelangt: 

a) In den Mitgliedstaaten wird der industrielle In- 
novationsprozeß sehr weitgehend von der In- 


dustrie selbst wahrgenommen; die Behörden ha- 
ben jedoch die Einführung gewisser Mechanis- 
men^) für notwendig erachtet, die das Ziel ver- 
folgen, den Innovationsprozeß auf industriellen 
Sektoren, auf denen er als unzureichend angese- 
hen wird, zu fördern oder aber für die Deckung 
des Bedarfs der öffentlichen Hand bestimmte Pro- 
duktionen ins Leben zu rufen. Diese Mechanis- 
men sind jedoch auf den nationalen Rahmen be- 
schränkt und somit für die Unterstützung einer 
multinationalen technologischen Zusammenarbeit 
nicht geeignet, deren Notwendigkeit unbestrit- 
ten ist. In zwei Mitgliedstaaten schreibt das Ge- 
setz ausdrücklich vor, daß die durch diese Mecha- 
nismen unterstützen technologischen Entwick- 
lungsarbeiten innerhalb des nationalen Hoheits- 
gebiets durchgeführt werden müssen; in den an- 
deren Mitgliedstaaten besteht zwar eine solche 
einschränkende Klausel nicht, doch werden mul- 
tinationale Vorhaben insbesondere infolge ge- 
wisser administrativer und technischer Schwie- 
rigkeiten praktisch nicht unterstützt, und zwar 
weder in Form einer gemeinsamen Aktion der 
unterstützenden Stellen verschiedener Mitglied- 
staaten noch in Form der Unterstützung eines 
multinationalen Vorhabens durch ein einziges 
Land. In diesem Zusammenhang sind die Schwie- 
rigkeiten zu erwähnen, die die Finanzkontrolle 
von in einem anderen Staat ausgegebenen öffent- 
lichen Mitteln mit sich bringt. Ein Mechanismus 
auf der Ebene der Gemeinschaft stellt deshalb 
die unerläßliche Ergänzung der auf nationaler 
Ebene gemachten Anstrengungen dar. Derartige 
gemeinschaftliche Entwicklungsverträge sollten 
Vorhaben Vorbehalten bleiben, die in Zusammen- 
arbeit zwischen Unternehmen verschiedener Mit- 
gliedstaaten durchgeführt werden, oder die zur 
Deckung eines noch nicht befriedigten, öffent- 
lichen Bedarfs auf der Ebene der Gemeinschaft 
dienen, der zuvor von der Gemeinschaft festzu- 
legen ist. 

b) Die gemeinschaftlichen Entwicklungsverträge 
sollten die Förderung mittlerer technologischer 
Vorhaben zum Ziele haben, die ein schnelles und 
das Geschäftsgeheimnis der Unternehmen wah- 

Ü vgl. Kapitel V - Ziffer III- 15 

2) vgl. Kapitel III ~ Ziffer 11-14 

3) Diese Mechanismen werden verwaltet 

in Deutschland durch das Bundeswirtschafts- und Fi- 
nanzministerium, 

in Belgien durch die Abteilung „Prototypen“ des Wirt- 
schaftsministerium, 

in Frankreich durch die Delegation generale Recherche 
scientifique et technique, 

in Italien durch das Institute mobiliare italiano, 
in den Niederlanden durch das Wirtschaftsministerium 
und 

in Großbritannien durch die National Research Deve- 
lopment Corporation. 
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rendes Beschlußfassungsverfahren erfordern. Sie 
sind nicht zur Unterstützung der großen Pro- 
gramme bestimmt, die den Einsatz außerordent- 
licher technologischer und finanzieller Mittel er- 
fordern und für die andere Verfahren gesucht 
werden müssen. 

c) Die Initiative zur Vorlage der Vorhaben sollte 
in allen Fällen den interessierten Industrieunter- 
nehmen überlassen bleiben, die am besten in der 
Lage sind, die Ziele und die technischen Merk- 
male der Vorhaben zu bestimmen. Da die tech- 
nologische Innovation für sämtliche Sektoren 
(klassische wie „Spitzensektoren“) von großer 
Bedeutung ist, wäre eine Beschränkung der Ver- 
gabe von gemeinschaftlichen Entwicklungsver- 
trägen auf gewisse im voraus ausgewählte prio- 
ritäre Sektoren nicht gerechtfertig. 

Indem sie nunmehr einen Vorschlag über die Ver- 
gabe industrieller Entwicklungsverträge durch die 
Gemeinschaft vorlegt, verfolgt die Kommission so- 
mit ein dreifaches Ziel; 

1. Ganz allgemein strebt sie die Förderung der Ent- 
wicklung neuer Erzeugnisse oder Verfahren 
durch die Industrie der Gemeinschaft an, soweit 
sie für den wirtschaftlichen und sozialen Fort- 
schritt der Gemeinschaft von hinreichender Be- 
deutung sind. 

2. Sie möchte die technologische und industrielle 
Zusammenarbeit über die Landesgrenzen hinaus 
fördern. 

3. Sie ist bestrebt, zur Befriedigung des noch nicht 
hinreichend gedeckten öffentlichen Bedarfs in 
der Gemeinschaft beizutragen. 

Das erste dieser Ziele erklärt sich durch die Bedeu- 
tung, die der Innovation als Faktor des Wirtschafts- 
wachstums und des sozialen Fortschritts zukommt. 
Die Innovation kann mit technischen und finanziellen 
Risiken verbunden sein, die die Kapazitäten der 
Unternehmen übersteigen; eine Unterstützung der 
Industrie auf diesem Gebiet durch die öffentliche 
Hand wird jetzt in allen Mitgliedstaaten und in 
zahlreichen Drittländern als politisch gerechtfertigt 
angesehen. In diesem Zusammenhang ist besonders 
auf die bedeutenden Maßnahmen zur Unterstützung 
der industriellen Innovation hinzuweisen, die vom 
Präsidenten der Vereinigten Staaten vor dem Kon- 
greß angekündigt worden sind. Die Vergabe von 
industriellen Entwicklungsverträgen durch die Ge- 
meinschäft sollte jedoch auf diejenige Phase der 
Arbeiten beschränkt werden, die trotz schon erkenn- 
barer mittelfristiger Aussichten auf einen wirtschaft- 
lichen Nutzen noch hohe technische und finanzielle 
Risiken mit sich bringt, d. h. die Phase der Entwick- 
lungsarbeiten auf der Grundlage von bereits vor- 
handenen Kenntnissen oder konkreten Forschungs- 
ergebnissen bis zum Stadium vor der Aufnahme 
der Serienfertigung. Diese Arbeiten können die 
Durchführbarkeits- und Vorentwicklungsstudien 
umfassen. 


Die technologische und industrielle Zusammen- 
arbeit zwischen Unternehmen verschiedener Mit- 
gliedstaaten unter Einhaltung der im Vertrag vorge- 
sehenen Wettbewerbsregeln ist ein Faktor für eine 
schnellere und sicherere Entwicklung der europäi- 
schen Industrie. Diese Zusammenarbeit dürfte um so 
leichter zu verwirklichen und um so wirksamer sein, 
ajs sie bereits in der Anfangsphase der Vorhaben 
eingeleitet wird. In der Tat laufen oft schon in 
diesem Zeitpunkt die technischen Lösungswege aus- 
einander und auch die industriellen Positionen wer- 
den häufig bereits in diesem Stadium bezogen. Da 
die nationalen Mechanismen nur die auf dem eige- 
nen Hoheitsgebiet durchgeführten Vorhaben unter- 
stützen, stoßen die in Zusammenarbeit zwischen 
Unternehmen verschiedener Mitgliedstaaten durch- 
geführten Vorhaben auf sehr erhebliche Schwierig- 
keiten, die durch den vorgeschlagenen Gemein- 
schaftsmechanismus überwunden werden sollen. 
Durch ihn soll der multinationalen Zusammenarbeit 
eine ähnliche Unterstützung gewährt werden, wie 
sie die rein nationalen Vorhaben erhalten. 

Schließlich sollten die gemeinschaftlichen Entwick- 
lungsverträge auch in den Dienst öffentlicher Ziel- 
setzungen gestellt werden können, welche von der 
Gemeinschaft in Einzelbereichen ihrer Tätigkeit ver- 
folgt werden. Aus diesem Grund ist vorgesehen, daß 
der Ministerrat auf Vorschlag der Kommission die 
Gebiete festlegt, auf denen die Unternehmen zur 
Einreichung von Vorhaben aufgefordert werden. 
Derartige Beschlüsse des Ministerrats könnten na- 
mentlich im Zusammenhang mit der Festlegung be- 
stimmter spezifischer Politiken der Gemeinschaft 
gefaßt werden: z. B. Sozialpolitik, Politik im Bereich 
des Umweltschutzes, Verkehrspolitik .... 

Auf den so definierten Gebieten ist die Entwicklung 
neuer Erzeugnisse oder Verfahren ein so bedeuten- 
des Ziel für die Gemeinschaft, daß die Gewährung 
einer Beihilfe in Höhe der gesamten Entwicklungs- 
kosten und der Verzicht auf die Bedingung der Zu- 
sammenarbeit zwischen Unternehmen verschiedener 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft gerechtfertigt 
sein kann (Artikel 4 und 12). 

Die anderen Kriterien für die Auswahl der Vor- 
haben (Neuheit, gesamtwirtschaftliches Interesse, 
technische und wirtschaftliche Erfolgsausichten, 
technologisches und finanzielles Risiko) entspre- 
chen den Hauptmerkmalen der in den Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaft geltenden Regelungen und sol- 
len eine Auswahl derjenigen Vorhaben ermöglichen, 
die das größte Interesse für die öffentliche Hand 
aufweisen sowie technisch und finanziell am erfolg- 
versprechendsten sind (Artikel 3 und 6). 

Im Unterschied zu manchen nationalen Regelungen 
wird jedoch nicht verlangt, daß das gesamte Vor- 
haben auf dem Gebiet der Gemeinschaft ausge- 
führt wird. Diese Erleichterung ist vorgesehen wor- 
den, um eine technologische Zusammenarbeit zwi- 
schen Unternehmen der Gemeinschaft und Unter- 
nehmen dritter Länder zu ermöglichen, insbesondere 
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wenn diese eine entsprechende Beihilfe von ihren 
Regierungen erhalten (Artikel 3 Absatz 6). 

Schließlich ist die Entscheidungsbefugnis der Kom- 
mission für alle von den interessierten Unterneh- 
men gestellten Anträge geeignet, die Übereinstim- 
mung der auf diesem Gebiet getroffenen Entschei- 
dungen mit den verschiedenen Politiken der Gemein- 
schaft zu gewährleisten. Die gemeinschaftlichen Ent- 
wicklungsverträge dürfen namentlich die Wettbe- 
werbsbedingungen nicht in einer Weise verändern, 
die mit den Prinzipien des Gründungsvertrages un- 
vereinbar wäre, und sie müssen den wirtschaftlichen, 
insbesondere industriellen Leitlinien entsprechen, 
die von der Gemeinschaft festgelegt werden. 

II. Prüfungs- und Beschlußfassungsverfahren 

Die Planung der Unternehmen, der schnelle tech- 
nologische Fortschritt und der internationale Wett- 
bewerb gestatten nur selten einen längeren Auf- 
schub von Entscheidungen im Bereich der Innovation 
und der technologischen Entwicklung. Daher müssen 
Förderungsmaßnahmen der Gemeinschaft, wenn sie 
wirksam sein sollen, mit raschen Beschlußfassungs- 
verfahren ausgestattet werden. 

Eine weitere unerläßliche Voraussetzung für ein 
einwandfreies Funktionieren des vorgeschlagenen 
Mechanismus ist die Gewährleistung des Gesdiäfts- 
geheimnisses; denn die durch gemeinschaftliche Ent- 
wicklungsverträge geförderten Vorhaben dürften in 
den meisten Fällen zur Industriereife (Fertigungs- 
oder Einsatzreife) und zur gewerblichen Verwertung 
von Erzeugnissen oder Verfahren führen, welche 
einen bedeutenden Faktor in der Geschäftspolitik 
der Unternehmen darstellen. 

Aus diesen beiden Gründen hat es die Kommission 
für notwendig erachtet, dem Rat vorzuschlagen, die 
Europäische Investitionsbank, die bereits über eine 
langjährige Erfahrung in der erfolgreichen Zusam- 
menarbeit mit den Unternehmen auf Gemeinschafts- 
ebene verfügt, mit der Phase der Prüfung und der 
Abwicklung der gemeinschaftlichen Entwicklungs- 
verträge zu beauftragen (Artikel 5, 7 und 13). 

Die Entscheidung über die von den Industrieunter- 
nehmen bei der Bank eingereichten und von ihr 
geprüften Anträge obliegt der Kommission, die die 
Vereinbarkeit der gemeinschaftlichen Entwicklungs- 
verträge mit den von der Gemeinschaft festgelegten 
Zielen der allgemeinen Wirtschaftspolitik und der 
sektoralen Politik sowie die Übereinstimmung mit 
den Wettbewerbsgrundsätzen und -regeln der Grün- 
dungsverträge und der auf diesem Gebiet bestehen- 
den Verordnungen prüfen und über die Ausgaben- 
ermächtigung innerhalb des Gemeinschaftshaushalts 
befinden muß. Ferner hat die Kommission über den 
Verzicht auf Gemeinschaftseinnahmen zu entschei- 
den. Die Kommission entscheidet auf Grund der Er- 
gebnisse der von der Bank vorgenommenen Prü- 
fung im Rahmen eines Verfahrens, das eine schnelle 
Beschlußfassung sowie die Wahrung des Geschäfts- 


geheimnisses gewährleistet (Artikel 8 und 14). Die 
Einzelheiten der Zusammenarbeit zwischen der Kom- 
mission und der Bank werden in einer Übereinkunft 
festgelegt. 

Anträge auf Vergabe von gemeinschaftlichen Ent- 
wicklungsverträgen sind von den interessierten Un- 
ternehmen direkt an die Europäische Investitions- 
bank zu richten. Diese nimmt die technische und 
finanzielle Prüfung der Anträge vor allem in Hin- 
blick auf ihre Vereinbarkeit mit den in den Arti- 
keln 2, 3, 4 und 6 aufgeführten Kriterien und Bedin- 
gungen vor. Dabei holt sie gegebenenfalls Sachver- 
ständigengutachten ein und konsultiert die zustän- 
digen nationalen Stellen der Mitgliedstaaten, in de- 
nen die vertragschließenden Unternehmen ihren Sitz 
haben, um ihre technische Stellungnahme einzuholen 
und eine hinreichende Koordination mit der Tätig- 
keit dieser Stellen sicherzustellen. 

Die Bank schließt für Rechnung und auf Gefahr der 
Gemeinschaft die gemeinschaftlichen Entwicklungs- 
verträge ab (Artikel 8). 

III. Finanzbestimmungen 

Mitgliedsländer und Drittländer bedienen sich zur 
Förderung der technologischen Entwicklung in der 
Industrie verschiedener finanzieller Modelle. 

Es werden vor allem Darlehen zu niedrigen Zins- 
sätzen, Darlehen und Zuwendungen, die nur im 
Erfolgsfalle rückzahlbar sind, sowie nicht rückzahl- 
bare Zuwendungen gewährt. In der Gemeinschaft 
wird am häufigsten die Form der Zuwendungen 
oder Darlehen, die nur im Erfolgsfalle zurückge- 
zahlt werden müssen, angewendet. Diese Formel 
wird auch für die gemeinschaftlichen Entwicklungs- 
verträge vorgeschlagen und zwar mit folgender Maß- 
gabe; 

Die gemeinschaftlichen Entwicklungsverträge wer- 
den in Form von Darlehen abgeschlossen, d. h. die 
Zahlungen der Gemeinschaft sind zinstragend. In 
Anbetracht der Art der finanzierten Vorhaben ist 
freilich ein niedriger Zinssatz von 3 v. H. jährlich 
vorgesehen. Die Kommission hat demnach die Zu- 
wendung als Lösungsmöglichkeit ausgeschieden, 
da sie ihrer Ansicht nach den Unternehmen keinen 
hinreichenden Anteil am Risiko überläßt. Ein Wan- 
del der im Zeitpunkt der Verabschiedung der Ver- 
ordnung herrschenden wirtschaftlichen Verhältnisse 
kann jedoch eine Änderung des Zinssatzes erforder- 
lich machen. Daher wird vorgesehen, daß der Rat 
diesen Zinssatz auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit ändern kann. 

Die gemeinschaftlichen Entwicklungsverträge wer- 
den genaue Bestimmungen hinsichtlich der Laufzeit 
des Darlehens, der rückzahlfreien Zeit und des Rück- 
zahlungsplans enthalten. Die ersten Kapitalrück- 
zahlungen werden nach Maßgabe des voraussicht- 
lichen Zeitpunkts der erstmaligen wirtschaftlichen 
Verwertung der Ergebnisse dieser Vorhaben (Ver- 
käufe, Lizenzerteilungen, Nutzung von Verfahren) 
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festgelegt. Bei einer Verzögerung oder einem völli- 
gen Ausbleiben der erwarteten wirtschaftlichen Er- 
gebnisse kann für die Rückzahlungen Aufschub ge- 
währt oder die vorübergehende Aussetzung ein- 
geräumt werden, bzw. sie können ganz erlassen wer- 
den. Dadurch soll die Darlehensrückzahlung an den 
kommerziellen Erfolg der betreffenden Vorhaben 
gebunden werden, wobei jedoch den begünstigten 
Unternehmen strikte Verpflichtungen gegenüber 
der Gemeinschaft auf erlegt werden. In der Tat hängt 
der Erlaß der Rückzahlungsleistungen von einer 
Entscheidung der Bank ab, die diese im Einverneh- 
men mit der Kommission nach Feststellung des teil- 
weisen oder völligen kommerziellen Mißerfolgs des 
betreffenden Vorhabens trifft. 

Die Feststellung des Erfolgsgrades eines Projektes 
ist eine schwierige Entscheidung, die in den mit dem 
System der Entwicklungsverträge arbeitenden Län- 
dern nach unterschiedlichen Kriterien getroffen wird. 
Die nationalen Regelungen legen im allgemeinen 
eines der folgenden drei Kriterien zugrunde: den 
technischen Erfolg, den wirtschaftlichen Erfolg in 
Gestalt des von dem Unternehmen mit den entwik- 
kelten Erzeugnissen oder Verfahren erzielten Netto- 
gewinns oder den kommerziellen Erfolg (Umsatz), 
wie er sich in Verkäufen, in Lizenzerteilungen oder 
in der Verwertung dieser Erzeugnisse und Verfah- 
ren niederschlägt. Die Kommission hat es vorgezo- 
gen, die beiden ersten Kriterien nicht anzuwenden. 
Im ersteren Fall wären nämlich die vertragschlie- 
ßenden Unternehmen verpflichtet, die ihnen vor- 
geschossenen Beträge zu einem Zeitpunkt zurück- 
zuzahlen, an dem sie noch nicht wissen können, ob 
für die betreffenden Erzeugnisse oder Verfahren 
tatsächlich Absatzmöglichkeiten auf dem Markt ge- 
geben sein werden. Diese Lösung kann für Unter- 
nehmen von mittlerer Größe Anlaß sein, auf ge- 
meinschaftliche Entwicklungsverträge zu verzichten, 
wenn ihre Finanzdecke oder die Palette ihrer Er- 
zeugnisse nicht hinreichend groß ist. Die zweite 
Lösung mit dem Kriterium des Netto-Gewinns, die 
auf Grund des viel größeren Spielraums für den 
Zeitpunkt der Rückzahlungen für die Unternehmen 
viel günstiger wäre, ist mit beträchtlichen Schwie- 
rigkeiten für die Verwaltung und die Kontrolle 
durch die öffentliche Hand verbunden, da sie zu 
häufigen und gründlichen Buchprüfungen bei den 
Unternehmen zwingt. Die von der Kommisssion ge- 
wählte dritte Lösung stützt sich auf ein objektives 
und leichter anwendbares Kriterium: die Verwer- 
tung der Ergebnisse. Stellen sich ihr Schwierigkeiten 
entgegen und werden diese von den Unternehmen 
nachgewiesen, so können die Verpflichtungen der 
Unternehmen überprüft werden (Artikel 9, 10 und 
11). 

Für die von der Kommission vorgeschlagene Höhe 
der Beteiligung der Gemeinschaft an den Kosten 
der Projekte waren die Erfahrungssätze der für ent- 
sprechende Unterstützungsmaßnahmen zuständigen 
Stellen der Mitgliedstaaten maßgebend. Die Höhe 
der Kostenbeteiligung der Gemeinschaft wird von 
Fall zu Fall entsprechennd der Art des Projekts der 


Finanzkapazität der vertragschließenden Unterneh- 
men und der gegebenenfalls auf nationaler Ebene 
gewährten Zuwendungen festgesetzt und kann bis 
zu 70 V. H. der Entwicklungskosten des Projekts 
gehen. Eine Beteiligung der Gemeinschaft in Höhe 
von 50 V. H. wird dabei die Regel sein. Je mehr 
Risiken mit einem Vorhaben verbunden sind und 
je kleiner die Finanzdecke der betreffenden Unter- 
nehmen ist, um so mehr ist eine sich der 70 v. H.- 
Grenze nähernde Beteiligung der Gemeinschaft ge- 
rechtfertigt. Es empfiehlt sich jedoch, einen ins Ge- 
wicht fallenden Teil der Entwicklungskosten von 
den vertragschließenden Unternehmen tragen zu 
lassen, um sich ihrer Mitverantwortung für die Aus- 
wahl und die sachgemäße Durchführung des Vorha- 
bens zu versichern. Auf den Gebieten, denen der 
Ministerrat ein öffentliches Interesse zuerkennt 
(Artikel 4), kann jedoch der Darlehensbetrag bis zu 
100 V. H. der Entwicklungskosten des Vorhabens 
gehen. In diesem Fall erhalten die Entwicklungsver- 
träge gewissermaßen den Charakter von Auftrags- 
arbeiten für Rechnung der Gemeinschaft. Damit än- 
dert sich die Regelung der Schutzrechte (Artikel 12). 

IV. Abwicklungsmodalitäten 

A.US den obenerwähnten Gründen empfiehlt es sich, 
auch die Abwicklung der mit den beteiligten Unter- 
nehmen abgeschlossenen Verträge der Europäischen 
Investitionsbank zu übertragen. Dies beinhaltet, 
daß die Bank die Ausführung eines jeden Vertrages 
überwacht und deshalb automatisch über jeden für 
die Durchführung des Vertrages bedeutenden Um- 
stand zu unterrichten ist. Die vertragschließenden 
Unternehmen müssen ihr regelmäßig über den Stand 
des Vorhabens Bericht erstatten. Schließlich muß 
die Bank die Ausführung der Verträge durch Inspek- 
tionen am Ort ihrer Durchführung kontrollieren 
können. 

Um der Bank die Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu 
erleichtern und eine gute Zusammenarbeit der Un- 
ternehmen zu gewährleisten, ist es vorgesehen, daß 
im Falle einer Zusammenarbeit zwischen Unterneh- 
men verschiedener Mitgliedstaaten diese einen ge- 
meinsamen Korrespondenten mit der Koordinierung 
der verwaltungsmäßigen Abwicklung des Vertrags 
und der Wahrnehmung der Verbindungen zu der 
Bank beauftragen. 

In manchen Fällen wird es sich während der Durch- 
führung des Vorhabens als notwendig erweisen, 
die Vertragsbestimmungen der Entwicklung anzu- 
passen. Die Erfahrung hat gezeigt, daß derartige 
Anpassungen notwendig sind, um den Wechselfäl- 
len der technologischen Entwicklung und den Erfor- 
dernissen der Unternehmensführung Rechnung zu 
tragen. Daher muß die Bank befugt sein, die erfor- 
derlichen Entscheidungen zu treffen; eine Ände- 
rung der Vertragsziele bedarf jedoch in Anbetracht 
der Bedeutung einer solchen Entscheidung der Zu- 
stimmung der Kommission (Artikel 13). 

Die Zustimmung der Kommission ist ferner im Falle 
der Kündigung der Verträge erforderlich, damit sie 
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die Interessen der Gemeinschaft wahrnehmen kann, 
wenn ein Vorhaben nicht oder zum Teil nicht durch- 
geführt wird, die vertragschließenden Unternehmen 
bei der Beantragung des Vertrags falsdie Auskünfte 
erteilt haben oder Bestimmungen des Vertrages nicht 
eingehalten werden (Verwendung des Darlehens, 
Fortschritt der Arbeiten, Übermittlung von Beridi- 
ten, Kontrolle) (Artikel 14). 


V. Regelungen über die Rechte an den Kenntnissen 

Was die Rechte an den Kenntnissen anlangt, so hat 
die Kommission in ihrem Vorschlag die in den ein- 
schlägigen Regelungen der Mitgliedstäaten üblichen 
Grundsätze übernommen. Die Regelung beruht auf 
drei Grundsätzen: 

1. Generell bleiben die von den begünstigten Un- 
ternehmen bei der Durchführung des Vertrags er- 
worbenen Kenntnisse - gleichviel ob diese patent- 
fähig sind oder nicht - Eigentum der Unternehmen, 
da sie finanziell zur Entwicklung des Vorhabens 
beigetragen und gegebenenfalls Kenntnisse und 
Know-how aus ihrem Besitz in dieses eingebracht 
haben. 

2. Da es sich um mit Unterstützung der Gemein- 
schaft durchgeführte Vorhaben handelt, muß jedoch 
verhindert werden, daß die dabei erworbenen Kennt- 
nisse einer Verwertung entzogen werden. Aus die- 
sem Grund sind die begünstigten Unternehmen ver- 
pflichtet, Personen oder Unternehmen der Gemein- 
schaft, die einen entsprechenden Antrag stellen, 
Lizenzen zu handelsüblichen Bedingungen zu ge- 
währen, falls sie die erzielten Ergebnisse nicht inner- 
halb von fünf Jahren nach dem im Vertrag festge- 
legten ersten Rückzahlungstermin, unter dem All- 
gemeininteresse gemäßen Bedingungen, verwertet 
haben. 

3. Das Problem stellt sich in anderer Form, wenn 
die Gemeinschaft ein Vorhaben ganz oder nahezu 
ganz finanziert. In diesem Fall ist es durchaus legi- 
tim, daß die Kenntnisse kompetenten und inter- 
essierten Personen und Unternehmen in der Ge- 
meinschaft zu Bedingungen zur Verfügung gestellt 
werden, die dem finanziellen und technologischen 
Eigenaufwand der vertragschließenden Unterneh- 
men Rechnung tragen (Artikel 15). 


VI. Sdilußbestimmungen 

Um den Finanzmittelbedarf für die Beteiligung der 
Gemeinschaft an den gemeinschaftlichen Entwick- 
lungsverträgen zu decken und die Verfügbarkeit 
der erforderlichen Beträge zu gewährleisten, müs- 
sen jährlich die für das kommende Haushaltsjahr 
benötigten Mittel in den Haushalt der Europäischen 
Gemeinschaften eingesetzt werden. Ein Haushalts- 
verfahren, das von Fall zu Fall bei jedem Vertrags- 
abschluß neu durchgeführt werden müßte, wäre mit 
Fristen und Ungewißheiten verbunden, die mit der 


bei industriellen Entscheidungen notwendigen 
Schnelligkeit und Klarheit nicht vereinbar sind 
(Artikel 17). 

Die Kommission hat bereits für den nächsten Haus- 
halt die Aufnahme eines Sonderpostens in Höhe 
der für das erste Jahr der Anwendung dieses neuen 
Systeijis erforderlichen Mittel beantragt ^). 

Im Licht der Ergebnisse des vorangehenden Haus- 
haltsjahrs wird die Kommission den Ministerrat je- 
des Jahr um Bereitstellung eines Mittelansatzes für 
das jeweils folgende Jahr ersuchen. Während der 
ersten fünf Jahre der Anwendung des Systems der 
gemeinschaftlichen Entwicklungsverträge wird es 
allerdings notwendig sein, einen mindestens ebenso 
hohen Mittelansatz wie im ersten Jahr aufrecht zu 
erhalten, um eine wirksame Erprobung dieses 
Systems sicherzustellen. 

Die Zins- und Tilgungsraten für die Darlehen wer- 
den in den Haushalt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten zurückfließen und sind somit als Einnahmen zu 
betrachten (Artikel 17). 

Die Einzelheiten der Uberstellung der zur Durch- 
führung der Verträge benötigten Mittel an die Bank 
werden in einer Vereinbarung zwischen der Kom- 
mission und der Bank geregelt. Die Zahlungen der 
Beträge an die Bank erfolgen Zug um Zug nach 
Maßgabe der Beschlüsse der Kommission, in denen 
der Abschluß der Verträge genehmigt wird (Arti- 
kel 18). 

Nach Abschluß eines jeden Haushaltsjahres über- 
mittelt die Bank der Kommisison einen Bericht über 
die Durchführung der Verträge und die Verwendung 
der ihr von der Kommission für die Verträge zur 
Verfügung gestellten Beträge (Artikel 19). 

Die Kommission erstattet dem Ministerrat und dem 
Europäischen Parlament jährlich einen Bericht über 
den Stand der Anwendung der gemeinschaftlichen 
industriellen Entwicklungsverträge. 

Da die Verträge für Rechnung der Gemeinschaft ab- 
geschlossen werden, muß vorgesehen werden, daß 
sie gemäß Artikel 181 des Vertrages eine Gerichts- 
standsklausel enthalten, die für etwaige bei Gelegen- 
heit der Verträge entstehende Streitigkeiten die Zu- 
ständigkeit des Gerichtshofs vorsieht (Artikel 22). 

VII. Reditsgnindlage für den 
vorgeschlagenen Beschluß 

Aus den vorstehenden Darlegungen geht hervor, 
daß die Einführung eines Systems gemeinschaftlicher 
industrieller Entwicklungsverträge zur Verwirk- 
lichung eines der Ziele der Gemeinschaft, nämlich 
der Förderung einer harmonischen Entwicklung des 


4) 20 Millionen RE; dieser Betrag würde z. B. die Finan- 
zierung von 20 Verträgen erlauben, an denen sidi die 
Kommission mit jeweils durchschnittlich 1 Million RE 
beteiligt. 
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Wirtschaftslebens und einer beständigen, ausgewo- 
genen Wirtschaftsausweitung innerhalb der Gemein- 
schaft, notwendig ist. 

Ständige Bemühungen der Industrie um die tech- 
nologische Weiterentwicklung sind eine wesentliche 
Voraussetzung für die Verwirklichung dieses Zieles. 
Die Unterstützung, die den technologischen Entwick- 
lungsbemühungen der Industrie in den Mitglied- 
staaten durch die öffentliche Hand zuteil wird, muß 
durch entsprechende Maßnahmen auf Gemein- 
schaftsebene ergänzt werden, da nur auf diesem We- 
ge das Problem der Finanzierung von Vorhaben, 
die im Wege der Zusammenarbeit von Unterneh- 
men verschiedener Mitgliedstaaten durchgeführt 
werden, wirksam gelöst werden kann. 

Eine entsprechende Gemeinschaftsaktion ist auch 
insofern notwendig, als die Unternehmen zu Vor- 
haben auf Gebieten angespornt werden müssen, 
die für die ganze Gemeinschaft von besonderem 
Interesse sind. 

Der EWG-Vertrag sieht keine spezifischen Befug- 
nisse zur Einführung eines solchen Systems kom- 
munitärer industrieller Entwicklungsverträge vor, 
weshalb zu diesem Zweck nach Artikel 235 vorge- 
gangen werden kann, da die darin genannten Be- 
dingungen in diesem Falle erfüllt sind. 
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